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gleichzeitiger Überſendung der in Betracht kommenden Perſonal⸗

akten uſw . bekanntzugeben . “
Vor dem Wegzug iſt übrigens von der örtlichen Fürſorge —⸗

ſtelle erſt zu prüfen , ob ein Ortswechſel hinſichtlich der Unter⸗

kunft und des Erwerbes ausſichtsreich und deswegen anzuraten

iſt . Ohne die Freizügigkeit beeinträchtigen zu wollen , gilt es ,

ſowohl die Landflucht , den Zug in die Stadt mit reicheren Unter⸗

ſtützungsmöglichkeiten , als auch die Abwanderung auf das Land

einzudämmen , ſo lange dort das Auskommen nicht geſichert er⸗

ſcheint . Eine Verſtändigung der in Frage kommenden Fürſorge —

ſtellen darüber , ob die Gründe für die Verlegung des Wohnſitzes

als berechtigt anzuerkennen ſind, iſt deswegen durchaus nötig und

geboten und zwar ſowohl zur Verhinderung einer unzweckmäßigen
Abwanderung , als auch zur Förderung begründeten Verziehens .
Als berechtigte Gründe zur Vornahme eines Ortswechſels können

gelten , wenn der neue Wohnſitz die frühere Heimat der Hinter⸗

bliebenen iſt , wenn nahe Verwandte dort anſäſſig ſind oder

wenn ſich dort ſichere Arbeits - und Erwerbsmöglichkeiten bieten .

Für die Erlangung von Unterſtützungen , die aus Anlaß der

Neugründung eines neuen Wohnſitzes erforderlich werden ( Ge—

währung von Reiſegeld , Vergütung der Umzugskoſten , Regelung

von Schulden uſw. ) , kommt die Fürſorgeſtelle des bisherigen Wohn —

ſitzes in Betracht . Kann ein berechtigter Grund für einen Orts⸗

wechſel nicht nachgewieſen werden , ſo iſt einem ſolchen Umzug

durch beſondere Hilfeleiſtungen auch kein Vorſchub zu leiſten .

Sofern Meinungsverſchiedenheiten über die örtliche Zuſtändigkeit
unter mehreren Fürſorgeſtellen nicht auf dem Wege der Ver —

ſtändigung behoben werden können , empfiehlt es ſich , den

Landesausſchuß des B . H. D. als Schiedsgericht anzurufen ; iſt

bei ſolchen Streitigkeiten noch eine Fürſorgeſtelle eines andern

Bundesſtaates beteiligt , kann eine Entſcheidung des Sozialen

Ausſchuſſes der N. St . eingeholt werden . “ )

e) Die Ermittlung der Unterſtützungsbedürftigen .

Die Feſtſtellung der beihilfebedürftigen Kriegshinterbliebenen

erfolgt in der Regel aus den Anträgen und unmittelbaren

) Ein Verzeichnis der beſtehenden örtlichen Fürſorgeſtellen in Preußen
iſt in Heft 7 der Schriften des A. A. , derjenigen in den andern deutſchen

Bundesſtaaten in Heft 8 enthalten .
„ Zur Regelung der örtlichen Zuſtändigkeit “ vergl . Kießling , Ztſchr .

„ Die Kriegsbeſchädigtenfürſorge “ 1918 , S. 417 ff
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Geſuchen der Hilfsbedürftigen und den Erhebungen freiwilliger

Helfer oder bezahlter Hilfskräfte , ohne die in größeren Städten

wohl nicht auszukommen iſt . Eine Mitteilung von jedem Todes —

fall von Kriegsteilnehmern an die Angehörigen von Seiten der

Militärbehörden iſt z. Zt . wegen entgegenſtehender Schwierig —
keiten nicht durchführbar . Nür in beſonders gearteten Fällen , in

denen eine außerordentliche militäriſche Beihilfe wegen entgegen —

ſtehender geſetzlicher Beſtimmungen nicht erreicht werden kann ,

werden die Geſuchſteller von der zuſtändigen Militärverwaltungs —

ſtelle darauf hingewieſen , daß möglicherweiſe eine Unterſtützung

durch den Heimatdank zu erlangen iſt . Eine allgemeine Auf⸗

forderung an alle Kriegshinterbliebenen , einen Anſpruch an die

Geldbeihilfe des Heimatdankes zu erheben , iſt aus dem Grund

gar nicht nötig , weil eine Bedürftigkeit bei vielen nicht vorhanden

und in ſehr vielen Fällen eine andere Art von ſozialer Hilfe
angebrachter iſt als eine Unterſtützung mit barem Gelde .

Eine gewiſſe Zurückhaltung mit Unterſtützungsangeboten iſt

ſogar oft ſehr geraten . Eine Frau , die Wert auf ihre Selb —

ſtändigkeit legt und weiter nichts verfolgt als ihren Anſpruch

auf die geſetzliche Verſorgung , bedarf auch keiner Geldbeihilfe

und wird mit Recht eine angetragene Unterſtützung als einen

verſuchten Eingriff in ihre perſönlichen Angelegenheiten von ſich

weiſen . Durch das Ausſcheiden ſolcher unabhängigen , durch

eigenes Vermögen oder Erwerbsarbeit ſelbſtändiger Perſonen aus

dem Kreiſe der Unterſtützungsbedürftigen wird es möglich ſein ,

Geldzuwendungen in erhöhtem Maße denjenigen zuzuwenden ,
die ſolche Hilfe dringend nötig haben .

Des weiteren erſcheint es auch nicht unbedenklich , die Er —

langung von Geldbeihilfen allzuleicht zu machen , weil manche

arbeitsunluſtige Perſon dadurch beſtärkt wird , ſich nur auf fremde

Unterſtützung zu verlaſſen . Eine Fürſorge aber , die dem Be —

dürftigen den guten Willen raubt , den harten Kampf ums Leben

ſo gut als möglich mit eigenen Kräften zu beſtehen , die ihn

abhängig und unſelbſtändig macht , iſt ein größeres Übel, als die

Not des Lebens ſelbſt .
Als nicht mehr hilfsbedürftig ſind diejenigen Hinterbliebenen

anzuſehen , bei denen die gewährte Geldbeihilfe die beabſichtigte
Wirkung hatte . Es würde das Selbſtvertrauen und den Arbeits —

willen ſchädigen , wenn Geldunterſtützung und Pflegſchaft über die

notwendige Zeit hinaus aufrecht erhalten bliebe .
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Eine beſondere Umſicht bei der Feſtſtellung wahrer Be⸗

dürftigkeit iſt angebracht in allen Fällen , in denen der Heldentod

eines Familienangehörigen als Aushängeſchild benützt wird , um

unangebrachte , außerordentliche Geldzuwendungen zu erlangen .

Gegenüber einem berechnenden Verhalten ſolcher Art genügt ein

einmaliger Beſuch im Hauſe zum Zwecke der Feſtſtellung der

Bedürftigkeit gewöhnlich nicht , ſondern ſorgfältige Erhebungen

ſind bei denjenigen Stellen zu machen, welche über die Perſön —

lichkeit genaue Auskunft geben können , wie Hausbeſitzer , Arzte,
Arbeitgeber , Geiſtliche . Für eine nachgewieſen auf Lug und Trug

beruhende Bedürftigkeit iſt eine Geldzuwendung nicht am Platze ,

ſo wenig wie für hoffnungslos verlorene , ſchon vor dem Kriege

brüchige Exiſtenzen . Die Feſtſtellung der wirklichen Urſachen

eines Notſtandes und die perſönliche Behandlung des Bittſtellers

bei einem Beſuch der Pfleger oder Pflegerinnen im Haushalt

der Unterſtützungsbedürftigen iſt wie bei der Armenunterſtützung

auch bei der ſozialen Kriegshinterbliebenenfürſorge von aller⸗

größter Bedeutung . „ Die erſte Geſtaltung der Hilfeleiſtung iſt

häufig geradezu entſcheidend dafür , ob aus dem Bittenden ein

dauernder Almoſenempfänger wird , weil es ihm das erſte Mal

zu leicht gemacht worden iſt , oder ob er vor leichtfertiger In —

anſpruchnahme fremder Hilfe zurückſcheut , weil er ſofort einer

ernſten Warnung begegnete . “

Auf der andern Seite gibt es wie überall auch unter den

Kriegshinterbliebenen eine große Zahl beſcheidener , zurückhaltender

Perſonen , die ihre durch den Tod des Gatten oder Vaters

entſtandene Not nicht ohne weiteres andern Leuten anvertrauen

wollen und die erſt in taktvoller Weiſe dazu ermuntert werden

müſſen , fremde Hilfe anzunehmen . Dieſe „ verſchämten Armen “

ſind erſt feſtzuſtellen ; deswegen empfiehlt der Leitfaden des K . M.

den amtlichen Stellen der Kriegshinterbliebenenfürſorge die Füh —

rung eines fortlaufenden Verzeichniſſes aller in dem Bezirk

wohnenden Kriegshinterbliebenen . In dieſes Verzeichnis ſind nicht

nur Kriegshinterbliebene aufzunehmen , die Verſorgung aus Heeres —

mitteln beziehen , oder nur wirtſchaftlich unſelbſtändige , unter —

ſtützungsbedürftige Hinterbliebene , ſondern grundſätzlich ſämtliche

Angehörigen verſtorbener Kriegsteilnehmer , da ſchließlich alle für

irgend eine Art der Fürſorge in Frage kommen können . Todes⸗

fälle von Kriegsteilnehmern ſind gegebenenfalls auf den Standes⸗

ämtern zu erfragen , wenn nicht erreicht wird , daß von dieſen
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ohne weiteres fortlaufende Mitteilungen darüber an die amtlichen

Fürſorgeſtellen gemacht werden . Auskünfte über die berechtigten
Empfänger von Verſorgungsgebührniſſen und über deren Höhe
werden auch von den Bezirkskommandos , den Verſorgungsämtern
oder den zuſtändigen Zahlſtellen an die amtlichen Fürſorgeſtellen
erteilt . Auf Grund dieſer Liſten wird es mit Hilfe etwa weiter

nötiger Erhebungen möglich werden , alle diejenigen kennen zu

lernen , die einer Unterſtützung bedürftig ſind. Das Verzeichnis

ſoll außer den ſicheren Einnahmen aus Rentenbezügen und

eigenem Erwerb alle Unterſtützungen und jede andere Art ſozialer
Hilfe enthalten , die im Laufe der Behandlung nötig wird ) .

Die Führung ſolcher Liſten kommt namentlich für die

Bezirks⸗ und Ortsausſchüſſe in Betracht . Sie ſind unentbehrlich
für den eigenen Dienſtgebrauch , beſonders wertvoll auch zur

raſchen Auskunftserteilung nach auswärts . Sie werden , richtig
gehandhabt , dazu beitragen , daß eine unnötige Geldfürſorge oder

eine Doppelverſorgung vermieden wird . Bei größeren Verhält —

niſſen empfiehlt ſich die Anlage einer Kartei . Erſt dann , wenn

die Bezirks - und Ortsausſchüſſe den alleinigen Mittelpunkt der

geſamten ſozialen Hinterbliebenenfürſorge in ihrem Bezirke bilden ,

iſt eine gerechte und einheitliche Geldfürſorge für alle bedürftigen
Kriegshinterbliebenen möglich und durchführbar .

d) Die geſchäftliche Behandlung der Geldfürſorge .

In erſter Reihe kommen für die geſchäftliche Behandlung
der Geldfürſorge die örtlichen Fürſorgeſtellen in Be —

tracht als Beratungs - und Ermittlungsſtellen der Bedürftigkeit ,
als Annahme⸗ und Antragſtellen für Geſuche und als Nach —

prüfungsſtellen nach geleiſteter Hilfe .
Über die Art der geſchäftlichen Behandlung von Unter —⸗

ſtützungsgeſuchen wurde den amtlichen Fürſorgeſtellen durch Ver —

fügung des Kgl. Preuß . Kriegsminiſteriums vom 2. Januar 1917

von militäriſcher Seite die nötige Anleitung gegeben .

) Zur Verhütung einer Zerſplitterung von Kräften und Mitteln

und zur Durchführung einer einheitlichen , nach volkswirtſchaftlichen Ge⸗

ſichtspunkten planmäßig geleiteten Fürſorge hält es auch das Kriegs⸗

miniſterium in einem Erlaß vom 10. 1. 1918 für dringend notwendig , daß

Offizierkorps oder Truppenverbände , denen Mittel für Kriegsbeſchädigte
oder Kriegshinterbliebene zur Verfügung ſtehen , die Verbindung mit den

amtlichen Fürſorgeſtellen ſuchen und ihnen von allen Bewilligungen unter

Angabe des Betrages eine Mitteilung zukommen laſſen .
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